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Unternehmensstatistikreformgesetzes (1. UStatRefG) 

 

 

 

1. Sachdarstellung 

 

Der vorliegende Referentenentwurf eines ersten Unternehmensstatistikreformgesetzes 

besteht aus zwei Teilen und zielt darauf ab, den Bürokratierückbau im Bereich der amtli-

chen Statistik voranzubringen.  

Zum einen sollen Maßnahmen zum Rückbau nationaler Berichtspflichten im Bereich der 

amtlichen Statistik, die nicht auf EU-Vorgaben beruhen, umgesetzt werden.  

Zum anderen soll das System der Unternehmensstatistiken (SysdU) grundlegend moder-

nisiert werden, um auch dauerhaft belastbare Ergebnisse liefern zu können. Mit dem 

SysdU-Vorbereitungsgesetz (SysdUVorbG) soll die rechtliche Grundlage bei der Entwick-

lung neuer Methoden und Schaffung der notwendigen organisatorischen Rahmenbedin-

gungen für das neue System der Unternehmensstatistiken gebildet werden. 

Hiermit sollen auch die im Koalitionsvertrag für die 21. Legislaturperiode und im Rahmen 

der föderalen Modernisierungsagenda vom 4. Dezember 2025 vereinbarten Ziele voran-

getrieben werden. 

Das Unternehmensstatistikreformgesetz weckt insgesamt Bedenken in Hinblick auf die 

künftige Abbildung der Wirtschaft des Saarlandes. So ist mit dem aktuellen Gesetzesent-

wurf ein erheblicher Informationsverlust von Daten zur Wirtschaft im Saarland zu erwarten. 

Die Datenbedarfe von Politik, Wirtschaft, Verbänden und Öffentlichkeit können künftig 

nicht mehr ausreichend abgedeckt werden. Neben dem Bauhauptgewerbe und dem Aus-

baugewerbe im Bereich Produzierendes Gewerbe wäre im Saarland auch die Tourismus-

wirtschaft von dieser erheblichen Datenlücke betroffen. 

Gemäß den Berechnungen des Statistischen Bundesamts im Referentenentwurf hat das 

Statistische Amt Saarland in der nachfolgenden Tabelle die Kostenersparnis für die zur 

Streichung vorgeschlagenen Statistiken im Saarland berechnet. 
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Die oben aufgeführten Berechnungen berücksichtigen nur die geplante Abschaffung von 

Statistiken, nicht die Änderungen in Statistiken, die vom Statistischen Bundesamt mit zu-

sätzlichen Kosten eingerechnet wurden. Jedoch erscheint das Einsparpotenzial von rund 

100.000 € Bürokratiekosten vergleichsweise relativ gering, betrachtet man die zu erwar-

tende große Datenlücke für die saarländische Wirtschaft. 

Das MWIDE hat den vorliegenden Gesetzentwurf überprüft und im Einzelnen sowohl aus 

fachlicher als auch aus fachstatistischer Sicht unter Hinzuziehung des Statistischen Amtes 

Saarland im Nachfolgenden einzelne Artikel bewertet.  

 

2. Bewertung des Referentenentwurfs eines ersten Unternehmensstatistikreformge-

setzes (1. UStatRefG) 

 

a) Zu Artikel 2 

Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe zum 01. Ja-

nuar 2027 

 

§ 2 Satz 2 lit. A Nr. I ProdGewStatG Artikel 2: "Monatsbericht einschl. Auftragsein-

gangserhebung für Betriebe im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Ge-

winnung von Steinen und Erden (hier: Jährlicher Minderaufwand zur Meldung des 

neuen Merkmals Auftragsbestand)" 

Der Auftragsbestand kann als Frühwarnsystem sowie zur Konjunkturprognose und Bewer-

tung der wirtschaftlichen Lage, v.a. im Verarbeitenden Gewerbe genutzt werden und ist 
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ein Schlüsselindikator, um den Umsatz für kommende Monate zu prognostizieren, da er 

anzeigt, welcher Teil des geplanten Jahresumsatzes bereits durch feste Aufträge gesichert 

ist. Der Auftragseingang dagegen fungiert als Frühindikator für zukünftige Umsätze und 

Leistungsfähigkeit und zeigt die Auslastung der Wirtschaft. Die Indizes des Auftragsbe-

stands messen die monatliche Entwicklung der Auftragsbestände in ausgewählten Wirt-

schaftszweigen des Verarbeitenden Gewerbes. Zur Analyse der Binnen- und Exportnach-

frage wird zwischen dem Auftragsbestand aufgrund von Aufträgen aus dem Inland und 

den von ausländischen Auftraggebern erteilten Aufträgen unterschieden. Zwar erfolgt bei 

Streichung des Merkmals Auftragsbestand weiterhin die Abfrage des Auftragseingangs, 

allerdings ist dies kein adäquater Ersatz.  

Für das Saarland werden gemäß Berechnung des Statischen Bundesamts bei rund 200 

betroffenen Betrieben durch den Wegfall des Kriteriums „Auftragsbestand“ lediglich rund 

46.000 € insgesamt eingespart.  

 

§ 4 lit. A Nr. I, III und lit. B und § 7 Abs. 1 Nr. 1 ProdGewStatG" Artikel 2: Ergänzungs-

erhebung im Bauhauptgewerbe sowie Statistik über den Auftragsbestand im Bau-

hauptgewerbe (einschl. Indizes) 

Bei Streichung der Strukturerhebungen ab 01.01.2027 würden im Bauhauptgewerbe im 

Saarland mehr als 80 Prozent der Betriebe aus der Erhebung fallen ebenso wie mehr als 

ein Viertel des Gesamtumsatzes aus dem Jahr 2024. Die Aussagekraft der Statistik würde 

dadurch deutlich eingeschränkt. Davon betroffen wären mehr als 45 Prozent der im Bau-

hauptgewerbe tätigen Personen (im Saarland: ca. 660 Betriebe mit zwischen 1 und 20 

tätigen Personen, rund 4100 tätige Personen in den Betrieben, 426.000.000 € baugewerb-

licher Umsatz im Jahr 2024, siehe gelbe Markierung in nachfolgender Tabelle).  

 

Einer geringen Entlastung von Unternehmen von statistischen Berichtspflichten (Kosten-

ersparnis für die 660 Betriebe im Saarland insgesamt: 49.249 €, analog zur Berechnung 

des Statistischen Bundesamts im Referentenentwurf) steht ein erheblicher Informations-

verlust der jährlichen Ergebnisse für alle Betriebe im Bauhauptgewerbe und Betriebe mit 

zehn und mehr Beschäftigten im Ausbaugewerbe im Saarland gegenüber. 

 

§ 4 lit. C Nr. I, II und § 7 Abs. 1 Nr. 1 ProdGewStatG" Artikel 2 Jährliche 

Erhebung im Ausbaugewerbe und bei Bauträgern 

Fast 75 Prozent der Betriebe im Ausbaugewerbe im Saarland (283 von 382, Stand 

30.06.25) würden bei Abschaffung der jährlichen Erhebung aus der Befragung fallen. Da-

mit entfielen jährliche Informationen zum aktuellen Umsatz sowie zu Umsatzdaten aus dem 

vorhergehenden Jahr. Zeitreihen zur Beobachtung der Entwicklung des Ausbaugewerbes 
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im Saarland könnten nicht fortgeführt werden. Für das Saarland würde das bedeuten, dass 

keine jährlichen Informationen aus der amtlichen Statistik für das Ausbaugewerbe vorlie-

gen würden. Ob die Daten über alternative Befragungen von Verbänden oder andere Da-

tenquellen erhoben werden können, oder die Informationen in Zukunft geschätzt oder 

hochgerechnet oder über andere Wege erhoben werden können, darf bezweifelt werden.  

Die Kostenersparnis (gemäß Berechnung der Statistischen Bundesamts aus dem Refe-

rentenentwurf) würde insgesamt nur 15.565 € für alle 283 betroffenen Betriebe zusammen 

betragen. Demgegenüber stünde ein großer Datenverlust für das Ausbaugewerbe im 

Saarland.  

 

b) Zu Artikel 3  

Änderung des Gesetzes über die Statistik im Produzierenden Gewerbe zum 01. Ja-

nuar 2031 

 

§ 2 und § 3 lit. A Nr. ll ProdGewStatG, Artikel 3: Investitionserhebung bei Betrieben 

und Unternehmen im Bereich Verarbeitendes Gewerbe, Bergbau und Gewinnung 

von Steinen und Erden  

Die Erhebung gibt Auskunft über die regionale Verteilung von Investitionen sowie nach 

einzelnen Branchen und Größenklassen. Informationen über die Struktur, den Umfang und 

die Entwicklung der Investitionstätigkeit sind für die gesetzgebenden Körperschaften und 

Regierungen des Bundes und der Länder sowie für die Behörden der EU eine unentbehr-

liche Entscheidungshilfe, z. B. auf den Gebieten der Wirtschafts-, Umwelt- und Regional-

politik. Da der Standort und der wirtschaftliche Tätigkeitsschwerpunkt einer rechtlichen Ein-

heit nicht zwangsläufig mit ihren Betrieben (Niederlassungen) übereinstimmen, werden 

ohne die Investitionserhebung relevante Informationen nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Allerdings sind die Angaben zu den Bruttozugängen von Sachanlagen (Investitionen in 

Grundstücke, Gebäude, Maschinen, Fuhrpark etc.) essentiell um die Investitionsdynamik 

einer gesamten Branche oder Volkswirtschaft zu messen. Jedoch könnten die Investitio-

nen über den Jahresbericht für Unternehmen im Verarbeitenden Gewerbe auch für Be-

triebe ab 01.0.2031 erhoben werden. 

 

§ 2 lit. B Nr. I und lll ProdGewStatG, Artikel 3 und § 3 lit. A Nr. l und lll ProdGewStatG 

Artikel 3: Jahresbericht für Betriebe und Unternehmen im Bereich Verarbeitendes 

Gewerbe, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden und  

Die Ergebnisse des Jahresberichts dienen als Indikator zur Beurteilung der wirtschaftlichen 

Lage sowie der Bereitstellung von Daten für die regionale und sektorale Strukturpolitik in 

entsprechendem Umfang und Qualität. Um Strukturdaten für alle Betriebe ab 20 tätigen 

Personen in regionaler Gliederung anbieten zu können, wurde der Jahresbericht für Be-

triebe eingeführt.  

Mit Abschaffung dieser Statistik würden die bislang befragten Betriebe im Jahresbericht 

für Betriebe (im Saarland aktuell ca. 200 Betriebe) aus der Erhebung gestrichen und ent-

sprechende Daten lägen somit für einen beträchtlichen Teil der Wirtschaft im Saarland 

nicht mehr vor. Zwar sollen über den Jahresbericht für Unternehmen auch Niederlassun-

gen erfasst werden. Dies gilt jedoch nur für Mehrbetriebsunternehmen mit zwei oder mehr 
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Betrieben: Die Änderungen gemäß Artikel 3 ermöglichen dem Wortlaut nach nur noch eine 

Befragung von Unternehmen zu ihren Betrieben, für die Merkmale tätige Personen, Lohn- 

und Gehaltssummen und Umsatz, sobald sie aus mehr als zwei Betrieben bestehen (§3 

Buchstabe A Nummer I ProdGewStatG). Einbetriebsunternehmen (rechtliche Einheiten die 

nur aus einer örtlichen Einheit bestehen, mit weniger als 50 tätigen Personen), die bisher 

auf Grundlage von §2 Buchstabe B Satz II ProdGewStatG befragt wurden, wären durch 

die Neuregelung in §3 ProdGewStatG nicht mehr für alle Merkmale berücksichtigt. 

Wie diese Datenverluste kompensiert werden könnten, ist noch nicht geklärt. Ggf. wird die 

Testphase bis 01.01.2031 darüber Auskunft geben. Die Kostenersparnis für den Bürokra-

tierückbau für alle im Saarland betroffenen rund 200 Betriebe im Jahresbericht für Betriebe 

würde insgesamt rund 13.000 € betragen. 

 

c) Zu Artikel 4  

Änderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes 

Der Gesetzesentwurf zielt auf die Kürzung von Melde- und Informationspflichten für Unter-

nehmen sowie die Vorbereitung der Einführung eines neuen, digitalen Systems der Unter-

nehmensstatistik ab.  

Durch eine automatische Datenübermittlung des Bundesanzeigers, der Arbeitsagentur so-

wie des Transparenzregisters soll das Once-Only-Prinzip bei der Kommunikation von Un-

ternehmen mit Behörden etabliert werden.  

Dies führt zu Arbeitsentlastungen auf Unternehmensseite und damit zum Abbau von büro-

kratischen Anforderungen. 

Die geplanten Änderungen im Entwurf des Unternehmensstatistikreformgesetztes für be-

grüßenswert und es bestehen keine Änderungswünsche oder Einwände. 

 

d) Zu Artikel 5  

Änderung des Handels- und Dienstleistungsstatistikgesetzes zum 01. Januar 2027 

Der Gesetzesentwurf zielt auf die Kürzung von Melde- und Informationspflichten für Unter-

nehmen sowie die Vorbereitung der Einführung eines neuen, digitalen Systems der Unter-

nehmensstatistik ab.  

Durch eine automatische Datenübermittlung des Bundesanzeigers, der Arbeitsagentur so-

wie des Transparenzregisters soll das Once-Only-Prinzip bei der Kommunikation von Un-

ternehmen mit Behörden etabliert werden.  

Dies führt zu Arbeitsentlastungen auf Unternehmensseite und damit zum Abbau von büro-

kratischen Anforderungen. 

Die geplanten Änderungen im Entwurf des Unternehmensstatistikreformgesetztes für be-

grüßenswert und es bestehen keine Änderungswünsche oder Einwände. 
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e) Zu Artikel 9  

Änderung des Beherbergungsstatistikgesetzes 

Aus Sicht der Tourismuswirtschaft bringt die geplante Änderung des Beherbergungsstatis-

tikgesetzes deutliche Nachteile mit sich. 

Die künftige Streichung von Schulungsheimen und insbesondere von Vorsorge- und Re-

habilitationskliniken für die Erhebung zu den Übernachtungszahlen hat insbesondere für 

unsere Kommunen gravierende Auswirkungen: Die Übernachtungszahlen sind Grundlage 

verschiedener finanzwirksamer Maßnahmen, z.B. richtet sich mitunter die Kurabgabe oder 

die Tourismusabgabe nach den Daten der amtlichen Beherbergungsstatistik.  

Damit würde den Kommunen eine wichtige statistische Steuerungsgröße genommen bzw. 

würde es ggf. weitere Bürokratie erfordern, um die fehlenden Daten zu kompensieren. 

Kleine Kommunen mit großen Reha-Kliniken würden durch einen deutlichen Wegfall an 

Übernachtungszahlen völlig verzerrt in Hinsicht auf ihr touristisches Entwicklungspotenzial 

dargestellt. Dabei profitieren gerade die Kurgäste von einer guten touristischen Infrastruk-

tur. 

Die Vorsorge- und Rehakliniken sowie Schulungsheime stellen 24,26 % der Übernachtun-

gen (absolut 812.251 Übernachtungen). Das ist also knapp ein Viertel aller Übernachtun-

gen im Saarland und damit ein beachtlicher Anteil gemessen am Gesamtvolumen.  

Insgesamt gäbe es in der Zeitreihe der Übernachtungsstatistik einen Bruch, der den Ver-

gleich mit Vorjahren erschwert (müsste gesondert berechnet werden). Der für Deutschland 

und insbesondere für das Saarland wichtige Sektor des Gesundheitstourismus würde 

deutlich an Bedeutung verlieren bzw. aus touristischen Betrachtungen künftig rausfallen. 

Dabei sind sowohl der indikative als auch präventive Gesundheitstourismus elementare 

Themen der kürzlich veröffentlichen Tourismusstrategie Saarland 2035. Diese tragen auch 

in besonderer Weise zum Erreichen der in der Tourismusstrategie definierten Ziele bei. 

Aus tourismus- und wirtschaftspolitischer Sicht wird daher die Änderung des Beherber-

gungsstatistikgesetzes abgelehnt. 

 

f) Zu Artikel 11 

Gesetz zur Vorbereitung eines neuen Systems der Unternehmensstatistiken (SysdU-

Vorbereitungsgesetz - SysdUVorbG) 

Der Gesetzesentwurf zielt auf die Kürzung von Melde- und Informationspflichten für Unter-

nehmen sowie die Vorbereitung der Einführung eines neuen, digitalen Systems der Unter-

nehmensstatistik ab. Durch eine automatische Datenübermittlung des Bundesanzeigers, 

der Arbeitsagentur sowie des Transparenzregisters soll das Once-Only-Prinzip bei der 

Kommunikation von Unternehmen mit Behörden etabliert werden.  

Dies führt zu Arbeitsentlastungen auf Unternehmensseite und damit zum Abbau von büro-

kratischen Anforderungen. 

Die geplanten Änderungen im Entwurf des Unternehmensstatistikreformgesetztes für be-

grüßenswert und es bestehen keine Änderungswünsche oder Einwände. 

 

 



Seite 7 von 8 

 

3. Fazit: 

 

Die im vorliegenden Gesetzentwurf betroffenen Statistiken spielen eine zentrale Rolle für 

die saarländische Wirtschaft und für die saarländische Politik. Die Statistiken liefern es-

senzielle Daten und Kennzahlen zur wirtschaftlichen Lage, aber auch zur Struktur der Un-

ternehmen. Für eine regionalpolitische Planung und dem damit verbundenen sinnvollen 

Einsatz wirtschaftspolitischer Mittel im Saarland sind insbesondere die Daten aus der amt-

lichen Statistik von außerordentlicher Bedeutung.  

Es liegt die Befürchtung nahe, dass bei der künftigen statistischen Abbildung der Schwer-

punkt auf Bundesdaten (oder die der großen Bundesländer) gelegt wird, den Auswertun-

gen nach allen Bundesländern jedoch kaum mehr Bedeutung beigemessen wird. In der 

Folge ist dann eine statistische Präsenz des Saarlandes in den allermeisten Statistiken 

nicht mehr gegeben. Eine fundierte Regionalanalyse, die vornehmlich Vergleiche zwischen 

den Bundesländern ermöglichen soll und für politische Entscheidungen und Evaluierungen 

eine wichtige Grundlage ist, kann künftig nicht mehr vorgenommen werden. Insbesondere 

wäre eine regionale Wirtschafts- bzw. Tourismusförderung, die territoriale Disparitäten ver-

ringen helfen soll, davon betroffen.  

Dies würde dem föderalen Ansatz der amtlichen Statistik zuwiderlaufen, deren Organisa-

tion und Kompetenzen (u.a. Aufgaben der Datenerhebung und -verarbeitung) zwischen 

dem Bund und allen Bundesländern aufgeteilt sind und in ihrer Struktur das Staatsprinzip 

des Föderalismus nach Art. 20 Abs.1 GG widerspiegelt. Bereits ohne die aktuell in Rede 

stehenden Reformabsichten ist aus saarländischer Sicht die Darstellung und Verwendung 

bestimmter Statistiken mit regionalem Bezug auf Grund statistikrechtlicher Bestimmungen 

im Vergleich zu größeren Bundesländern nur eingeschränkt möglich. 

Das MWIDE schließt sich an der Stelle auch der von Verbandsvertretenden (DIHK, VDA 

und HDB) in der vom BMWE am 13.04.2026 durchgeführten Informationsveranstaltung 

geäußerten Kritik am Referentenentwurf an.  

Ein Wegfall des Merkmals Auftragsbestand wurde von der Vertreterin des Hauptverband 

der Deutschen Bauwirtschaft (HDB) als nicht zielführend erachtet, da künftig keine Er-

kenntnisse mehr über Auftragsstornierungen aus der Statistik geliefert werden können. 

Dieser Datenverlust ist mit Blick auf Konjunkturprognosen und die Bewertung der wirt-

schaftlichen Lage von erheblicher Bedeutung. Zudem kann mit dem geplanten Wegfall der 

in Artikel 2 angeführten Statistiken im Bauhauptgewerbe und im Ausbaugewerbe die saar-

ländische Bauwirtschaft kaum mehr dargestellt werden. 

Auch die vom Vertreter des VDA geäußerten Einwände zum Wegfall von Produktionssta-

tistiken und der Verlängerung von Periodizitäten werden vom MWIDE unterstützt. Nicht 

nur die Autoindustrie benötigt für unternehmerische Entscheidungsprozesse (kurzfristige 

und) belastbare Daten aus der amtlichen Statistik, im Grunde werden diese Statistiken vom 

Produzierenden Gewerbe insgesamt benötigt.  

Das geschätzte Einsparpotenzial von rund 100.000 € Bürokratiekosten im Saarland steht 

in keiner Relation zu der erwartbar großen Datenlücke und damit verbundenen Folgekos-

ten für die saarländische Wirtschaft. Mit Blick auf die möglichen Einsparpotenziale auf Bun-

desebene hat sich der Vertreter der DIHK in der zuvor erwähnten Veranstaltung gleichlau-

tend geäußert.  
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In der Konsequenz führen die Streichungen künftig zu einem Mehraufwand bei allen Be-

teiligten. Von der Wirtschaft, von Verbänden und Organisationen oder auch von Verwal-

tungen benötigte Daten werden künftig in anderer Form, sei es durch Umfragen bei Unter-

nehmen oder auch durch zugekaufte Studien, organisiert werden müssen.  

 

Das MWIDE lehnt die Änderungsvorhaben in den Artikeln 2, 3 und 9 des vorliegenden 

Referentenentwurfs ab. Nach hiesiger Auffassung muss eine zu den anderen Bundeslän-

dern adäquate statistische Abbildung des Saarlandes gewährleistet sein. 


